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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung  

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Sozialgesetzbuchs 
- 3. SGBÄndG 

A. Zielsetzung 

Neuregelung der Prüfung der Arbeitgeber wegen der Zahlung 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrags (Pflichtbeiträge zur Kran-
ken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) und der 
Meldungen. 

B. Lösung 

Schrittweise Übertragung der Prüfungskompetenz von den Ein-
zugsstellen (Krankenkassen) auf die Träger der Rentenversiche-
rung. 

C. Alternativen 

Keine 

Kosten 

Für den Bund, die Länder und Gemeinden entstehen keine Mehr-
kosten. Die gesetzliche Krankenversicherung wird finanziell ent-
lastet. Die bei den Trägern der Rentenversicherung entstehenden 
Mehrkosten sollen durch eine niedrigere Vergütung für den Bei-
tragseinzug, die von den Trägern der Rentenversicherung an die 
Krankenkassen gezahlt wird, ausgeglichen werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (311) - 800 00 - So 171/95 
Bonn, den 26. April 1995 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Sozialgesetzbuchs - 3. SGBÄndG mit Begrün-
dung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 682. Sitzung am 31. März 1995 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht-
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Sozialgesetzbuchs 
- 3. SGBÄndG 
Vom... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel i 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung - (Artikel I 
des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I 
S. 3845), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 28f wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1 und 3 werden jeweils die 
Wörter „die Einzugsstelle" durch die Wörter 
„der prüfende Träger der Rentenversiche-
rung" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort  „sie" durch das 
Wort „er" ersetzt. 

cc) In Satz 5 werden die Wörter „Die Einzugs-
stelle" durch die Wörter „Der prüfende Trä-
ger der Rentenversicherung" ersetzt. 

dd) Satz 7 wird gestrichen. 

b) In Absatz 4 Satz 7 wird nach der Angabe 
„§ 28r" die Angabe „Abs. 1 und 2" eingefügt. 

2. § 28h wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt: 

„Die Einzugsstelle überwacht die Einrei-
chung des Beitragsnachweises und die 
Zahlung des Gesamtsozialversicherungs-
beitrags." 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen. 

3. j 28p wird wie folgt gefaßt: 

„§ 28p 
Prüfung bei den Arbeitgebern 

(1) Die Träger der Rentenversicherung prüfen bei 
den Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten 
und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetz-
buch, die im Zusammenhang mit dem Gesamtso-
zialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemäß 
erfüllen; sie prüfen insbesondere die Richtigkeit 
der Beitragszahlungen und der Meldungen (i 28a) 
mindestens alle vier Jahre. Die Prüfung soll in kür

-

zeren Zeitabständen erfolgen, wenn der Arbeitge-
ber dies verlangt. Die Einzugsstelle unterrichtet 
den für den Arbeitgeber zuständigen Träger der 
Rentenversicherung, wenn sie eine alsbaldige Prü-
fung bei dem Arbeitgeber für erforderlich hält. Die 
Prüfung umfaßt auch die Lohnunterlagen der Be-
schäftigten, für die Beiträge nicht gezahlt wurden. 
Die Träger der Rentenversicherung erlassen im 
Rahmen der Prüfung Verwaltungsakte zur Versi-
cherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung sowie zur Bei-
tragspflicht und Beitragshöhe nach dem Arbeitsför-
derungsgesetz einschließlich der Widerspruchsbe-
scheide gegenüber den Arbeitgebern. Die land-
wirtschaftlichen Krankenkassen nehmen abwei-
chend von Satz 1 die Prüfung für die bei ihnen ver-
sicherten mitarbeitenden Familienangehörigen vor. 

(2) Im Bereich der Landesversicherungsanstal-
ten richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz der Lohn- und Gehaltsabrechnungsstelle 
des Arbeitgebers. Die Träger der Rentenversiche-
rung stimmen sich darüber ab, welche Arbeitge-
ber sie prüfen; ein Arbeitgeber ist jeweils nur von 
einem Träger der Rentenversicherung zu prüfen. 

(3) Die Träger der Rentenversicherung unter-
richten die Einzugsstellen über Sachverhalte, so-
weit sie die Zahlungspflicht oder die Meldepflicht 
des Arbeitgebers be treffen. 

(4) Die Einzugsstellen können an  den Prüfungen 
teilnehmen. 

(5) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, angemes-
sene Prüfhilfen zu leisten. Abrechnungsverfahren, 
die mit Hilfe automatischer Einrichtungen durch-
geführt werden, sind in die Prüfung einzubeziehen. 

(6) Zu prüfen sind auch steuerberatende Stellen, 
Rechenzentren und vergleichbare Einrichtungen, 
die im Auftrag des Arbeitgebers oder einer von 
ihm beauftragten Person Löhne und Gehälter ab-
rechnen oder Meldungen erstatten. Die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich im Bereich der Landes-
versicherungsanstalten nach dem Sitz dieser Stel-
len. Absatz 5 gilt entsprechend. 

(7) Die Träger der Rentenversicherung haben 
eine Übersicht über die Ergebnisse ihrer Prüfun-
gen zu führen und bis zum 31. März eines jeden 
Jahres für das abgelaufene Kalenderjahr den Auf-
sichtsbehörden vorzulegen. Das Nähere über In-
halt und Form der Übersicht wird durch allge-
meine Verwaltungsvorschriften bestimmt, die das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Gesundheit mit Zustimmung des Bundesrates er-
läßt. 
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(8) Die vom Verband Deutscher Rentenversiche-
rungsträger verwaltete Datenstelle der Rentenver-
sicherungsträger führt eine Datei der Arbeitgeber. 
Sie dient dazu, die Angaben über Arbeitgeber zu 
verarbeiten, welche die Träger der Rentenversi-
cherung zur Durchführung der Prüfung bei den 
Arbeitgebern oder die Einzugsstellen und die 
Bundesanstalt für Arbeit zur Durchführung der 
Prüfung nach § 28q Abs. 5 benötigen. Die Ein-
zugsstellen und die zur Prüfung zuständigen Ren-
tenversicherungsträger sind verpflichtet, der Da-
tenstelle die nach Satz 2 zu verarbeitenden Daten 
zu übermitteln. 

(9) Das Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung bestimmt im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Gesundheit durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Nähere über 

1. den Umfang der Pflichten des Arbeitgebers bei 
Abrechnungsverfahren, die mit Hilfe automa-
tischer Einrichtungen durchgeführt wer-
den, 

2. die Durchführung der Prüfung sowie die Behe-
bung von Mängeln, die bei der Prüfung festge-
stellt worden sind, und 

3. den Aufbau, den Umfang und die Aktualisie-
rung der Arbeitgeberdatei." 

4. § 28q wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Wörter „und den 
Trägern der Rentenversicherung" angefügt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„ (5) Die Einzugsstellen und die Bundesanstalt 
für Arbeit prüfen gemeinsam bei den Trägern 
der Rentenversicherung deren Aufgaben nach 
o 28p mindestens alle vier Jahre. Die Prüfung 
kann mit Hilfe automatischer Einrichtungen 
durch Abfragen der Arbeitgeberdatei (§ 28p 
Abs. 8) durchgeführt werden." 

5. § 28r wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Verletzt ein Organ oder ein Bediensteter 
der Einzugsstelle schuldhaft eine diesem nach 
diesem Abschnitt auferlegte Pflicht, haftet die 
Einzugsstelle dem Träger der Rentenversiche-
rung und der Bundesanstalt für Arbeit für einen 
diesen zugefügten Schaden. ” 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Verletzt ein Organ oder ein Bediensteter 
des Trägers der Rentenversicherung schuldhaft 
eine diesem nach § 28p auferlegte Pflicht, haf-
tet der Träger der Rentenversicherung der 
Krankenkasse, der Pflegekasse und der Bun-
desanstalt für Arbeit für einen diesen zugefüg-
ten Schaden. Für entgangene Beiträge sind Zin-
sen in Höhe von zwei vom Hundert über dem 
jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundes-
bank zu zahlen. " 

6. § 111 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „speichert oder 
verwendet" durch die Wörter „verarbeitet oder 
nutzt" ersetzt. 

b) In Nummer 7 wird die Angabe „Abs. 4" durch 
die Angabe „Abs. 3" ersetzt. 

c) In Nummer 8 wird die Angabe „ § 28p Abs. 8, 
auch in Verbindung mit Abs. 6 Satz 6," durch 
die Angabe „ § 28p Abs. 9" ersetzt. 

7. In § 112 Abs. 1 Nr. 4 werden die Wörter „8 und 
Abs. 2" durch die Wörter „8, 9 und Abs. 2 sowie 
der Träger der Rentenversicherung bei Ordnungs-
widrigkeiten nach § 111 Abs. 1 Nr. 2, soweit Mel-
dungen nach § 28a Abs. 1 bis 4 be troffen sind, und 
Nr. 3, 4, 5 a bis c, 8, 9 und Abs. 2, wenn die Prüfung 
nach § 28p vom Träger der Rentenversicherung 
durchgeführt wird," ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung von Übergangs- und 
SchluBvorschriften 

In Artikel II des Gesetzes vom 23. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3845) wird folgender § 15c eingefügt: 

„§ 15c 
Übergang der Prüfung bei den Arbeitgebern 

auf die Träger der Rentenversicherung 

(1) In der Zeit vom 1. Januar 1996 bis zum 31. De-
zember 2000 (Übergangszeit) geht die Prüfung bei 
den Arbeitgebern nach Artikel I § 28p in der bis zum 
[Tag der Verkündung] geltenden Fassung auf die 
Träger der Rentenversicherung in folgendem Um-
fang über: 

Die Prüfquote beträgt: 

1996 für die Träger der Rentenversicherung 40,0 v. H. 
und die Einzugsstellen 	 60,0 v. H., 

1997 für die Träger der Rentenversicherung 50,0 v. H. 
und die Einzugsstellen 	 50,0 v. H., 

1998 für die Träger der Rentenversicherung 62,5 v. H. 

und die Einzugsstellen 	 37,5 v. H., 

1999 für die Träger der Rentenversicherung 75,0 v. H. 
und die Einzugsstellen 	 25,0 v. H., 

2000 für die Träger der Rentenversicherung 87,5 v. H. 

und die Einzugsstellen 	 12,5 v. H. 

der Arbeitgeber ohne Betriebskrankenkasse. 

(2) Arbeitgeber mit einer Betriebskrankenkasse 
werden in der Übergangszeit von den Trägern der 
Rentenversicherung geprüft; die Einzugsstelle kann 
an der Prüfung teilnehmen. 

(3) In der Zeit vom 1. Januar 1996 bis zum 
31. Dezember 1997 bestimmen die Einzugsstellen 
im Benehmen mit den zuständigen Trägern der 
Rentenversicherung die von den Einzugsstellen 
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nach Absatz 1 zu prüfenden Arbeitgeber. In der 
Zeit vom 1. Januar 1998 bis zum Ende der 
Übergangszeit bestimmen die Träger der Renten-
versicherung im Benehmen mit den zuständigen 
Einzugsstellen die von der Rentenversicherung 
nach Absatz 1 zu prüfenden Arbeitgeber; an  die-
sen Prüfungen können die Einzugsstellen teilneh-
men. 

(4) Soweit in der Übergangszeit die Einzugsstellen 
prüfen, gelten die Vorschriften des Artikels I und der 
Beitragsüberwachungsverordnung in der bis zum 
[Tag der Verkündung] geltenden Fassung weiter. An 
diesen Prüfungen wirken die Träger der Rentenversi-
cherung nicht mit. " 

Artikel 3 

Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch - Zusammenar-
beit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu 

Dritten - (Artikel I des Gesetzes vom 4. November 
1982, BGB1. I S. 1450), zuletzt geändert durch ... 
wird wie folgt geändert: 

In § 98 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„ (1 a) Absatz 1 Satz 2 bis 5 gilt im Rahmen der Prü
-fung  nach § 28p des Vierten Buches gegenüber dem 

Träger der Rentenversicherung." 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1996 in Kraft, 
soweit in Absatz 2 nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Artikel 1 Nr. 3 (hinsichtlich § 28p Abs. 8 und 9 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) und Nr. 6 
Buchstabe a und b tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Nach der geltenden Fassung des § 28p SGB IV ob-
liegt die Prüfung der Arbeitgeber den Einzugsstellen. 
Diese Entscheidung des Gesetzgebers ging von den 
Strukturen der gesetzlichen Krankenversicherung 
vor dem Inkrafttreten des Gesundheitsstruktur-Ge-
setzes von 1992 aus, die eine Kassenwahlfreiheit 
grundsätzlich nur für Angestellte vorsahen. Auf-
grund des Gesundheitsstruktur-Gesetzes wird die 
Kassenwahlfreiheit ab 1996 grundsätzlich auf alle 
Versicherten ausgedehnt; damit kommt es in der ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) zu einem 
umfassenden Wettbewerb um die Mitglieder. Ein 
wichtiges Feld für diese Werbung sind die Betriebe; 
dies ist mit der Notwendigkeit einer neutralen Prü-
fung der Arbeitgeber auf Dauer nicht zu vereinba-
ren. 

Daher soll die Aufgabe der Prüfung der Arbeitgeber 
auf die Rentenversicherung übertragen werden. 
Diese hat bereits Prüferfahrungen in diesem Bereich; 
ihre Träger stehen nicht im Wettbewerb zueinander. 
Soweit im Zusammenhang mit der Übertragung Mit-
arbeiter der Einzugsstellen zur Rentenversicherung 
überwechseln, wird davon ausgegangen, daß auch 
bei den nach dem Dienstrecht des Bundes und der 
Länder notwendigen Entscheidungen für die Über-
nahme in das Beamtenverhältnis - wie nach der Er-
richtung des Medizinischen Dienstes der Kranken-
kassen - den Interessen der beteiligten Mitarbeiter 
durch verfahrensmäßige Erleichterungen Rechnung 
getragen wird. 

Der Beitragseinzug und das Meldeverfahren sollen in 
der Zuständigkeit der Einzugsstellen bleiben. Auch 
über die Zulassung des Arbeitgebers zur Datenüber-
mittlung soll weiterhin die Einzugsstelle entscheiden. 
Dabei wird im Rahmen der bevorstehenden Neuord-
nung des Melderechts eine enge Abstimmung zwi-
schen Einzugsstellen und den Trägern der Renten-
versicherung sichergestellt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Zu Nummer 1 (§ 28f)  

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift ist eine Folgeänderung zu der neuen 
Zuständigkeitsregelung des § 28p (vgl. Nummer 3). 
Die geltende Fassung des § 28f Abs. 2 gilt während 
der Übergangszeit von 1996 bis 2000 für die Einzugs-
stellen weiter (vgl. Artikel 2). 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift ist eine Folgeänderung zur Ergänzung 
des § 28r (vgl. Nummer 5). 

Zu Nummer 2 (§ 28h) 

Buchstabe a übernimmt Satz 1 der geltenden Fas-
sung des § 28p Abs. 1 aus rechtssystematischen 
Gründen. 

Buchstabe b mit der Streichung des § 28h Abs. 2 
Satz 2 ist eine Folgeänderung zu der neuen Zustän-
digkeitsregelung des § 28p (vgl. Nummer 3). 

Zu Nummer 3 (§ 28p) 

Zu Absatz 1 

Satz 1 legt fest, daß die Rentenversicherung insbe-
sondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und 
der Meldungen bei den Arbeitgebern mindestens 
alle vier Jahre zu prüfen hat. Der Vier- Jahres-Zeit-
raum entspricht dem geltenden Recht (§ 28p Abs. 1 
Satz 2). Die Prüfung durch die Rentenversicherung 
ist umfassend. Prüfungsgegenstand ist das Sozialver-
sicherungsverhältnis des Beschäftigten, z. B. mit Fra-
gen der Versicherungs- und Beitragspflicht, der Bei-
tragshöhe und der Beitragsberechnung, aber auch 
der Zugehörigkeit zur Rentenversicherung, insbe-
sondere jedoch die Richtigkeit der Beitragszahlun-
gen und der Meldungen; ob eine Prüfung im Einzel-
fall erforderlich ist, wird im Rahmen der Beitrags-
überwachungsverordnung näher geregelt. Die Pflicht 
zur Prüfung und die Duldung der Prüfung enden 
nicht mit der Schließung des Bet riebes oder der Ent-
lassung von Beschäftigten. Zur Prüfung gehört auch 
die Aufklärung von Abweichungen beim Summen-
abgleich (§ 28k Abs. 2), in der Regel im Rahmen der 
nächsten Prüfung beim Arbeitgeber, soweit diese 
Abweichungen nur durch eine solche Prüfung aufge-
klärt werden können. Beitragszahlungen im Sinne 
dieser Vorschrift sind auch die Pflichtbeiträge zur 
Pflegeversicherung für freiwillig Krankenversicherte 
sowie die Umlagen nach dem Lohnfortzahlungsge-
setz (vgl. § 17 LFZG). 

Satz 2 sieht auf Verlangen des Arbeitgebers entspre-
chend dem geltenden Recht (§ 28p Abs. 1 Satz 3) 
eine Prüfung in kürzeren Zeitabständen vor. 

Satz 3 gibt der Einzugsstelle die Möglichkeit zu ver-
anlassen, daß ein Arbeitgeber alsbald durch die Ren-
tenversicherung geprüft wird, z. B. bei (drohender) 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers. Sind mehrere 
Träger der Rentenversicherung für den Arbeitgeber 
zuständig, genügt die Unterrichtung eines Trägers. 

Satz 4 erstreckt die Prüfung auf die Lohnunterlagen 
der Beschäftigten, für die Beiträge nicht gezahlt wur-
den. Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht 
(§ 28p Abs. 1 Satz 6). 
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Satz 5 berechtigt die Träger der Rentenversicherung, 
im Rahmen der Prüfung Verwaltungsakte zur Versi-
cherungs- bzw. Beitragspflicht sowie zur Beitragshö-
he zu erlassen. Soweit die Träger der Rentenversi-
cherung Verwaltungsakte der Einzugsstellen abän-
dern, finden die §§ 44 ff. des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch Anwendung. 

Satz 6 trägt den besonderen Verhältnissen in der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung Rechnung. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 regelt die örtliche Zuständigkeit der. Landes-
versicherungsanstalten; diese richtet sich nach dem 
Sitz der Lohn- und Gehaltsabrechnungsstelle des Ar-
beitgebers. 

Satz 2 verpflichtet die Rentenversicherungsträger, 
sich wegen ihrer Prüftätigkeit abzustimmen, um 
Mehrfachprüfungen desselben Arbeitgebers zu ver-
meiden. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift verpflichtet die Rentenversicherung, 
die Einzugsstellen über alle Sachverhalte be treffend 
die Zahlungs- und Meldepflichten des Arbeitgebers 
zu unterrichten. Dazu erhalten die Einzugsstellen 
den Prüfbericht von der Rentenversicherung; § 1 
Abs. 4 der Beitragsüberwachungsverordnung wird 
entsprechend geändert. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift ermöglicht den Einzugsstellen, an den 
Prüfungen teilzunehmen. Dazu hat die Rentenversi-
cherung die Einzugsstellen über ihre Prüftermine zu 
informieren. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift regelt die Prüfhilfen der Arbeitgeber 
und erstreckt die Prüfung auf automatisierte Abrech-
nungsverfahren; sie übernimmt das geltende Recht 
(§ 28p Abs. 5). 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift bezieht entsprechend dem geltenden 
Recht (§ 28p Abs. 6) alle Stellen, die für den Arbeit-
geber Löhne und Gehälter abrechnen oder Meldun-
gen abgeben, in die Prüfung ein. Bei den Landesver-
sicherungsanstalten richtet sich die örtliche Zustän-
digkeit nach dem Sitz dieser Stellen. 

Zu Absatz 7 

Die Vorschrift übernimmt das geltende Recht (§ 28p 
Abs. 7). Sie verpflichtet den prüfenden Versiche-
rungsträger, Übersichten über die Prüfergebnisse zu 
führen und diese jeweils bis zum 31. März den Auf-
sichtsbehörden vorzulegen. Das Nähere regelt das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ge-
sundheit in allgemeinen Verwaltungsvorschriften, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. 

Zu Absatz 8 

Nach Satz 1 führt die Datenstelle der Rentenversi-
cherungsträger eine Arbeitgeberdatei; diese Datei ist 
für eine wirksame Prüfung der Arbeitgeber unver-
zichtbar. 

Satz 2 legt fest, daß in der Datei nur solche Arbeitge-
berdaten verarbeitet werden dürfen, die die Renten-
versicherung für die Durchführung der Arbeitgeber-
prüfung nach § 28p Abs. 1 benötigt; dieselbe Ein-
schränkung gilt für die Krankenversicherung und die 
Bundesanstalt für Arbeit, soweit sie die Rentenversi-
cherung nach § 28q Abs. 5 prüfen. 

Satz 3 verpflichtet Einzugsstellen und Rentenversi-
cherungsträger, der Datenstelle die in Satz 2 bezeich-
neten Daten zu übermitteln. 

Zu Absatz 9 

Die Vorschrift übernimmt die Verordnungsermächti-
gung des geltenden Rechts (§ 28p Abs. 8). Danach 
regelt das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministeri-
um für Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates das Nähere über den Um-
fang der Pflichten des Arbeitgebers bei den automa-
tisierten Abrechnungsverfahren (§ 28p Abs. 5 Satz 2) 
sowie über die Durchführung der Prüfung und die 
Umsetzung der Prüfergebnisse. Diese Ermächtigung 
wird durch eine weitere Verordnungsermächtigung 
ergänzt. Aufgrund dieser Ergänzung werden auch 
die Einzelheiten über die Arbeitgeberdatei durch 
Verordnung geregelt. 

Zu Nummer 4 (§ 28q) 

Die Vorschrift räumt den Fremdversicherungsträgern 
ein Prüfungsrecht ein. Sie ist eine Folgeänderung zu 
der neuen Zuständigkeitsregelung des § 28p (vgl. 
Nummer 3). Da die Arbeitgeberdatei der Rentenver-
sicherung mit Hilfe automatischer Einrichtungen ge-
führt werden wird, ist ein vereinfachtes Prüfverfah-
ren möglich (Satz 2). 

Zu Nummer 5 (§ 28r) 

Die Vorschrift über die Schadensersatzpflicht wird 
als Folgeänderung zu der neuen Zuständigkeitsrege-
lung des § 28p (vgl. Nummer 3) auf die Träger der 
Rentenversicherung ausgedehnt (Absatz 3) und in 
Absatz 1 redaktionell angepaßt. 

Zu Nummer 6 (§ 111) 

Buchstabe a enthält eine Folgeänderung zur Ände-
rung des § 18f Abs. 1 Satz 1 SGB IV und des § 67 
SGB X. 

Buchstabe b enthält eine Folgeänderung zur Ände-
rung des § 107 im 2. SGBÄndG. 

Buchstabe c ist eine Folgeänderung zur Neufassung 
des § 28p (vgl. Nummer 3). 
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Zu Nummer 7 (§ 112) 

Für die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 111 Abs. 1 Nr. 9 wird, wie bei Nummer 3, die Ein-

zugsstelle zuständig. 

Da die Prüfungen nach § 28p von den Einzugsstellen 
auf die Träger der Rentenversicherung übergehen, 
müssen diese ebenfalls für die Ahndung aller Ord-
nungswidrigkeiten, die von den Einzugsstellen ge-
ahndet werden können, zuständig werden, wenn 
diese Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der Prüfung 
nach § 28p festgestellt werden. 

Zu Artikel 2 Änderung von Übergangs- 
und Schlußbestimmungen 

Die in Artikel II des Gesetzes vom 23. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3845) neu eingefügte Vorschrift des 
§ 15 c regelt den schrittweisen Übergang der Arbeit-
geberprüfung auf die Rentenversicherung und trifft 
die für die Übergangszeit notwendigen Sonderrege-
lungen. 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt als Zeitraum für den schritt

-

weisen Übergang der Prüfung von der Kranken- auf 
. die Rentenversicherung die Zeit von Anfang 1996 bis 

Ende 2000 und legt für die einzelnen Kalenderjahre 
dieser Übergangszeit die Prüfquoten für die Renten- 
und für die Krankenversicherung fest. Danach steigt 
die Prüfquote der Rentenversicherung von 40 v. H. 
im Jahre 1996 auf 100 v. H. im Jahre 2001; die Prüf-
quote der Krankenversicherung geht entsprechend 
zurück.  

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß Arbeitgeber mit einer 
Betriebskrankenkasse in der Übergangszeit - wie 
bisher - von der Rentenversicherung geprüft werden. 
Die Betriebskrankenkasse kann als Einzugsstelle an 
der Prüfung teilnehmen. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift regelt die in der Übergangszeit not-
wendige Abstimmung zwischen Kranken- und Ren-
tenversicherung über die zu prüfenden Arbeitgeber. 
In der Zeit vom 1. Januar 1996 bis 31. Dezember 1997 
wirken die Träger der Rentenversicherung an den 
Prüfungen der Einzugsstellen entgegen dem gelten-
den Recht nicht mit (Absatz 4 Satz 2). Damit wird die 
schwierige Personalsituation der Rentenversiche-
rungsträger in der Übergangszeit berücksichtigt. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift stellt klar, daß Rechtsgrundlage für die 
mit dem Ende der Übergangszeit auslaufende Prüftä-
tigkeit der Einzugsstellen das bisherige Recht bleibt 
(Satz 1). Ferner entfällt die Verpflichtung der Renten

-

versicherungsträger zur Mitwirkung an den Prüfun-
gen der Einzugsstellen (Satz 2). 

Zu Artikel 3 Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Die Vorschrift bestimmt, daß die Auskunfts- und Vor-
lagepflicht des Arbeitgebers (§ 98 Abs. 1 Satz 2 
und 3) im Rahmen der Prüfung durch die Träger der 
Rentenversicherung gegenüber diesen Trägern be-
steht. Sie ist eine Folgeänderung zu der neuen Zu-
ständigkeitsregelung des § 28p SGB IV. Die Rege-
lung des § 98 Abs. 1 Satz 4 und 5 zum Wahlrecht des 
Arbeitgebers gilt auch in diesen Fällen. 

Zu Artikel 4 Inkrafttreten 

Die Regelungen treten grundsätzlich am 1. Januar 
1996 in Kraft. 

Die Folgeänderung zur Neudefinition der Begriffe im 
Rahmen der Neuregelung des Sozialdatenschutzes 
in § 111 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV (Artikel 1 Nr. 6 
Buchstabe a) tritt wie die Ermächtigung zur Ände-
rung der Beitragsüberwachungsverordnung (§ 28p 
Abs. 9) am Tage nach der Verkündung in Kraft. Da 
mit dem Aufbau der Arbeitgeberdatei unverzüglich 
begonnen werden muß, tritt auch § 28p Abs. 8 am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 

C. Finanzieller Teil 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit Kosten 
nicht belastet. 

Durch den Übergang der Prüftätigkeiten auf die Trä-
ger der Rentenversicherung entstehen diesen Mehr-
ausgaben und den Krankenkassen Minderausgaben. 
Die Mehrausgaben sollen schrittweise durch eine 
niedrigere Vergütung für den Beitragseinzug, die 
von den Trägern der Rentenversicherung an die 
Krankenkassen gezahlt wird, kompensiert werden. 

D. Preiswirkungsklausel 

Auswirkungen auf die Einzelpreise, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau und das allgemeine 
Preisniveau, sind von der Neuregelung der Prüfzu-
ständigkeit nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. i Buchst. a (§ 28f Abs. 2 SGB IV) 

In Artikel 1 Nr. 1 ist Buchstabe a wie folgt zu fas-
sen: 

,a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1, 3 und 5 werden jeweils 
nach dem Wort „Einzugsstelle" die Wörter 
„und der Träger der Rentenversicherung" 
eingefügt. 

bb) In den Sätzen 3 und 5 wird jewe ils das 
Wort  „hat" durch das Wo rt  „haben" er-
setzt. 

cc) Satz 7 wird gestrichen.' 

Begründung 

Die Nacherhebung von Gesamtsozialversiche-
rungsbeiträgen wird durch den Übergang der 
Prüfzuständigkeit nach § 28p SGB IV nicht aus-
schließlich Aufgabe der Träger der Rentenversi-
cherung. Vielmehr sind weiterhin auch von den 
Einzugsstellen Beiträge nachzuerheben, wenn 
sich außerhalb von Prüfungen nach § 28p SGB IV 
ergibt, daß Beiträge nicht oder nicht in richtiger 
Höhe entrichtet wurden. Dabei kann es notwendig 
werden, sogenannte Beitragssummenbescheide 
zu erlassen oder die Höhe der gezahlten Entgelte 
zu schätzen. Die in § 28k Abs. 2 SGB IV vorgese-
henen Befugnisse müssen daher künftig sowohl 
den Rentenversicherungsträgern als auch den Ein-
zugsstellen zustehen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 nach Buchst. b (§ 28h Abs. 3 
SGB IV) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist nach Buchstabe b folgender 
neuer Buchstabe c anzufügen: 

,c) In Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Ergibt sich bei einer Prüfung nach § 28p, daß 
die Einzugsstelle und der prüfende Träger der 
Rentenversicherung den gleichen Sachverhalt 
unterschiedlich beurteilen, hat der Träger der 
Rentenversicherung auf eine Abstimmung der 
unterschiedlichen Auffassungen hinzuwir-
ken. ”  

Begründung 

§ 28h Abs. 3 Satz 1 geht davon aus, daß die gegen-
über den Arbeitgebern ergehenden Entscheidun-
gen grundsätzlich der Einzugsstelle obliegen. 
Stellt der Träger der Rentenversicherung künftig 
bei einer Prüfung nach § 28p SGB IV fest, daß die 
Einzugsstelle einen Sachverhalt anders beurteilt, 
muß die Initiative zur Abstimmung der unter-
schiedlichen Auffassungen und zu abgestimmten 

inhaltsgleichen Entscheidungen gegenüber den 
Arbeitgebern vom prüfenden Rentenversiche-
rungsträger ausgehen, der vor einer Entscheidung 
gegenüber dem Arbeitgeber auf eine Klärung der 
Meinungsverschiedenheiten hinwirken so ll . 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 a - neu - (§ 28k Abs. 1 Satz 2 
SGB IV) 

Nach Artikel 1 Nr. 2 ist folgende neue Nummer 2a 
einzufügen: 

,2 a. In § 28k Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter 
„bundesunmittelbaren Betriebskrankenkas-
sen und" durch die Wörter „Orts-, Betriebs- 
und Innungskrankenkassen sowie" ersetzt.' 

Begründung 

Die Regelung des § 28k Abs. 1 Satz 2 SGB IV geht 
davon aus, daß sich im allgemeinen nur bundes-
unmittelbare Betriebskrankenkassen und Ersatz-
kassen über die Bezirke mehrerer Träger der Ren-
tenversicherung der Arbeiter erstrecken. Infolge 
der geänderten Organisationsstrukturen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung sowie aufgrund 
des Artikels 87 Abs. 2 Satz 2 GG werden sich diese 
Verhältnisse jedoch zunehmend ändern. Die bis-
herige Beschränkung des § 28k Abs. 1 Satz 2 
SGB IV ist daher sachlich nicht mehr gerechtfer-
tigt; die Regelung ist auf Orts- und Innungskran-
kenkassen sowie auf landesunmittelbare Betriebs-
krankenkassen zu erstrecken. 

4. Zu Artikel i Nr. 3 (§ 28p Abs. 8 Satz 4 - neu - 
SGB IV) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist in § 28p Abs. 8 folgender 
Satz 4 anzufügen: 

„Satz 1 gilt nicht, wenn beim Arbeitgeber nur mit-
arbeitende Familienangehörige tätig sind. " 

Begründung 

Arbeitgeber im Bereich der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen, die nur mitarbeitende Familien-
angehörige beschäftigen, werden ausschließlich 
von den landwirtschaftlichen Krankenkassen ge-
prüft; sie sind deshalb nicht in die Arbeitgeberda-
tei aufzunehmen. 

5. Zu Artikel i Nr. 3 (§ 28p Abs. 9 Nr. 1 SGB IV) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist in § 28p Abs. 9 die Nummer 1 
wie folgt zu fassen: 

„1. den Umfang der Pflichten des Arbeitgebers 
und der in Absatz 6 genannten Stellen bei Ab-
rechnungsverfahren, die mit Hilfe automati-
scher Einrichtungen durchgeführt werden, " 
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Begründung 

Die Regelung entspricht im Ergebnis dem gelten-
den Recht, da lediglich die im bisherigen § 28p 
Abs. 6 Satz 6 und Abs. 8 enthaltenen Rechtsver-
ordnungsermächtigungen an einer Stelle zusam-
mengefaßt werden. 

6. Zu Artikel i Nr. 5 Buchst. a (§ 28r Abs. 1 Satz 1 
SGB IV) 

In Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a sind in § 28r Abs. 1 
Satz 1 nach den Worten „dem Träger" die Worte 
„der Pflegeversicherung, " einzufügen. 

Begründung 

Die Berücksichtigung der Träger der Pflegeversi-
cherung als ersatzberechtigte Stelle entspricht 
dem geltenden Recht. 

7. Zu Artikel 2 (Übergangs- und Schlußvorschriften, 
§ 15cAbs. 3a-neu-) 

In Artikel 2 ist in § 15c nach Absatz 3 folgender 
neuer Absatz 3 a einzufügen: 

„(3 a) Die Einzugsstellen und die Träger der ge-
setzlichen Rentenversicherung können vertraglich 
vereinbaren, daß die Prüfung bei den Arbeitge-
bern abweichend von den Prüfquoten des 
Absatzes 1 zu einem früheren Zeitpunkt, nicht je-
doch vor dem 1. Januar 1996, übergehen kann.” 

Begründung 

Neben dem sukzessiven Übergang der Prüftätig-
keit entsprechend dem Artikel 2 § 15c Abs. 1 ist 
die Möglichkeit zu einer früheren Übertragung 
der Arbeitgeberprüfungen an die Rentenversiche-
rungsträger auf vertraglicher Grundlage zu eröff-
nen. 

Durch den im Gesetzentwurf vorgesehenen suk-
zessiven Übergang der Prüftätigkeit wird der 
schwierigen Personalsituation der Rentenversiche-
rungsträger in der Übergangszeit Rechnung getra-
gen. Durch den schrittweisen Übergang kann je-
doch eine schwierige verwaltungsmäßige Umset-
zung und keine klare Verantwortlichkeit entste-
hen. Mit der Möglichkeit der vertraglichen Rege-
lung ergibt sich neben dem sukzessiven Übergang 
als Mindestanforderung eine flexiblere Gestal-
tungsmöglichkeit im Einvernehmen und entspre-
chend den Möglichkeiten der Rentenversiche-
rungsträger. So könnte z. B. das bei den Kranken-
kassen im Prüfgeschäft tätige Personal von einem 
Tag zum anderen von den Rentenversicherungs-
trägern übernommen werden. 

8. Nach Artikel 2 (§ 175 a - neu - SGB V) 

Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2a einzufü-
gen: 

,Artikel 2a 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geän-
dert: 

Nach § 175 ist folgender § 175 a einzufügen: 

„§ 175a 

Zuständigkeitsbereich 

(1) Der Zuständigkeitsbereich im Sinne des § 90 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch wird be-
stimmt: 

1. bei Ortskrankenkassen durch die Region, für 
die sie bestehen (§ 143), 

2. bei Betriebskrankenkassen durch die Bet riebe, 
für die sie ihrer Satzung nach zuständig sind; 
unselbständige Betriebsteile mit weniger als 
20 Mitgliedern in einem Land bleiben unbe-
rücksichtigt, 

3. bei Innungskrankenkassen durch die Bezirke 
der Handwerksinnungen, für die sie ihrer Sat-
zung nach bestehen, 

4. bei Ersatzkassen durch die in der Satzung fest-
gelegten Bezirke. 

(2) Enthält die Satzung einer Betriebs- oder In-
nungskrankenkasse eine Regelung nach § 173 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 in der ab 1. Januar 1996 gelten-
den Fassung, wird der Zuständigkeitsbereich be-
stimmt durch die Region (§ 173 Abs. 2 Satz 2), für 
die sie ihrer Satzung nach zuständig ist.” ’ 

Begründung 

Die Vorschrift enthält eine aufgrund der Regelun-
gen des Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG) zur 
Wahlfreiheit der Versicherten ab 1996 erforderli-
che Klarstellung zur Abgrenzung der Aufsichtszu-
ständigkeiten zwischen Bund und Ländern. Die 
Regelung stellt sicher, daß die bewährte aufsichts-
rechtliche Zuständigkeit von Bund und Ländern in 
der GKV auch zukünftig erhalten bleibt. 

Da im Unterschied zu den anderen Sozialversiche-
rungsträgern zukünftig in der GKV grundsätzlich 
keine Träger mit ter ritorial definiertem Zuständig-
keitsbereich mehr bestehen, orientiert sich die Re-
gelung an dem satzungs- und organisationsrecht-
lich eindeutigen Begriff des Kassenbezirks (vgl. 
§ 194 Abs. 1 Nr. 2). Dabei gilt nach wie vor, daß für 
die Begründung der Aufsichtszuständigkeit nur 
die Bezirke maßgebend sind, in denen Betriebe 
oder Betriebsteile mit versicherungspflichtig Be-
schäftigten bestehen. Um bei den Betriebskran-
kenkassen einen verwaltungsaufwendigen und 
unökonomischen wiederholten Wechsel von Auf-
sichtszuständigkeiten aufgrund der Öffnung und 
Schließung sehr kleiner unselbständiger Betriebs-
teile zukünftig möglichst zu verhindern, wird hier 
eine Bagatellgrenze eingeführt, die gewährleistet, 
daß unselbständige Betriebsteile mit wenigen Mit-
gliedern nicht mehr zum Wechsel der Aufsichtszu-
ständigkeit führen können. 

Absatz 2 stellt klar, daß als Zuständigkeitsbereich 
einer Betriebs- oder Innungskrankenkasse, die 
sich für betriebs- oder innungsfremde Mitglieder 
geöffnet hat, die AOK-Bezirke anzusehen sind, in 
denen sich die in der Satzung der Betriebs- oder 
Innungskrankenkasse aufgeführten Betriebe und 
Betriebsteile befinden. 
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9. Zu Artikel 4 Abs. 2 (Inkrafttreten) 

In Artikel 4 Abs. 2 sind die Worte „und Nr. 6 
Buchstabe a und b tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft" zu ersetzen durch die 
Worte „ , Nr. 6 Buchstabe a und b und Ar-
tikel 2a treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft".  

Begründung 

Das sofortige Inkrafttreten von Artikel 2a (§ 175a 
SGB V) ist geboten, um nicht erwünschte kurzfri-
stige Wechsel in der Aufsichtszuständigkeit zwi-
schen Bund und Ländern auszuschließen, die an-
sonsten bei Inkrafttreten am 1. Januar 1996 wieder 
rückgängig gemacht werden müßten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a -  
§ 28f Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu, da er im Widerspruch zu der 
Zielsetzung des Gesetzentwurfs steht, die Arbeitge-
berprüfung einer neutralen, bisher noch nicht mit der 
zu prüfenden Angelegenheit befaßten Stelle zu über-
tragen. Ein sog. Beitragssummenbescheid kann nur 
nach vorausgegangener Betriebsprüfung erlassen 
werden. Solange die Einzugsstellen noch prüfen, 
sind auch sie zum Erlaß solcher Bescheide befugt 
(Artikel 2 § 15c Abs. 4 des Gesetzentwurfs). 

Außerhalb solcher Prüfungen richtet sich die Nacher-
hebung von Beiträgen durch die Einzugsstellen nach 
§ 28h Abs. 2 SGB IV. Ist hierbei im Einzelfall die Hö-
he des Arbeitsentgelts nicht zu ermitteln, wurde es 
bisher in entsprechender Anwendung des § 28f 
Abs. 2 Satz 3 und 4 SGB IV geschätzt. Um dies für 
die Zukunft ausdrücklich klarzustellen, wird im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren eine entsprechende 
Ergänzung in § 28h Abs. 2 SGB IV angestrebt. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 2 nach Buchstabe b -  
§ 28h Abs. 3) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü-
fen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 2a - neu -, 
§ 28k Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates in der Sache zu. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 3 - 
§ 28p Abs. 8 Satz 4 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 3 - § 28p Abs. 9 Nr. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a -  
§ 28r Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 7 (Artikel 2 - 
 § 15 c Abs. 3 a - neu -) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Zu Nummer 8 (Artikel 2 a - neu -, 
§ 175a SGB V, 
sowie Artikel 4 Abs. 2 
- Inkrafttreten) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag mit dem 
Ziel prüfen, dem Anliegen des Bundesrates inhaltlich 
Rechnung zu tragen. 


